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Anrede,

in Deutschland werden zu wenige Kinder geboren. Das wissen wir alle. Wir wissen auch, dass es dafür neben individuellen vor allem strukturelle und soziale Gründe gibt. Bestätigt worden ist das ganz aktuell in einer Studie. "Frauen bekommen vor allem dann Kinder, wenn sie einen sicheren Vollzeitjob haben" - zu diesem hoch spannenden Schluss kommt eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsförderung und des Fraunhofer Instituts. Nachzulesen in der Welt vom 23. Mai 2007.

Staat und Gesellschaft sind in dieser Situation gefordert. Wir Sozialdemokraten setzen auf das Konzept des vorsorgenden Sozialstaats. Sozial-, Bildungs- und Familienpolitik müssen den Menschen reale Chancen zur Teilhabe eröffnen. Wir müssen Chancen bieten - und die Menschen müssen sie nutzen können. Wir wollen nicht, dass am Ende der Staat die Reparaturkosten für eine verfehlte Politik bezahlen muss.

Alle Chancen, alle Potentiale zu nutzen, dass ist auch ökonomisch erforderlich. Wir können es uns nicht weiter leisten, dass Frauen vor die Alternative gestellt sind, Kinder zu haben oder beruflich aktiv und erfolgreich zu sein. Frauen sind gut ausgebildet, Frauen wollen arbeiten und Leistung im Beruf erbringen. Bevor wir darüber diskutieren, wie wir - männliche - Fachkräfte von draußen hereinholen können, müssen wir die Potentiale im eigenen Land ausschöpfen.

Ich habe allen Respekt vor der Entscheidung von Frauen, für eine Zeit oder auch dauerhaft nicht berufstätig zu sein, um ihr Kind, um ihre Kinder zuhause zu betreuen. Wir machen niemandem Vorschriften, wie er sein Leben mit Kindern zu gestalten hat. Im Gegenteil: Unsere Familienpolitik setzt auf beide Wege und schafft für beide Wege die Voraussetzungen.

Uns geht es um echte Wahlfreiheit. Der Elternwille soll entscheiden. Aber wir wissen doch: Heute entscheiden andere für die Eltern. Fehlende Betreuungsstrukturen lassen ihnen keine Wahl. Darum müssen wir alle Kräfte darauf konzentrieren, mehr Betreuungsmöglichkeiten zu schaffen. Ich hoffe, wir sind uns da weiter einig: Vorrang hat der Ausbau der Infrastruktur.

Für die SPD setze ich hinzu: Wenn die nötigen Plätze geschaffen sind, dann müssen Schritt für Schritt die Elternbeiträge abgeschafft werden. Auch sie verhindern echte Wahlfreiheit: Wenn das Einkommen der Frauen fast vollständig von Abgaben und Betreuungskosten für ihre aufgezehrt wird, dann steuern wir falsch. Der Weg von Rheinland-Pfalz ist richtig: Dort wird die Kinderbetreuung in den Kitas ab 2010 ganz beitragsfrei sein. 

Wenn der Staat, wenn die Kommunen also Geld für Kinder und Familien aufbringen, dann muss es für die Infrastruktur und für die Beitragsfreiheit eingesetzt werden. Stichwort Kommunen: Für uns ist klar, dass die Kommunen den Teil nicht schultern können, den ihnen der Bund jetzt abverlangen will. Ich stimme Christian Ude und dem Städtetag da ausdrücklich zu. Darum werden wir uns in Berlin dafür einsetzen, dass der Bund seinen Anteil an den Kosten der Betreuung weiter erhöht. Für uns darf der Rechtsanspruch auch nicht erst im Jahr 2013 kommen, sondern er ist schon ab 2010 machbar.

Dementsprechend haben wir Sozialdemokraten auch in unserem Beschluss von Bremen Anfang des Jahres die Weichen gestellt: Rechtsanspruch für eine Betreuung ab dem 2. Lebensjahr - und zwar ganztags - und Beitragsfreiheit. Mit den Beschlüssen in Berlin ist ein Teil davon jetzt bereits umgesetzt.

Dieser Konsens wird jetzt aber durch die Forderungen von Stoiber und der CSU zum Betreuungsgeld für nicht berufstätige Eltern gefährdet, ja aufgekündigt.

Noch einmal: Wir wollen keine Diskriminierung von Familien - ganz gleich, wie sie ihr Leben organisieren. Es geht um den Abbau der bestehenden Diskriminierung berufstätiger Eltern. Sie werden doppelt diskriminiert: Betreuungsstrukturen fehlen und für die knappen Plätze müssen sie teuer bezahlen.

Diese Diskriminierung wollen wir beenden. Stoiber will das offenbar nicht. Er will stattdessen ein Betreuungsgeld für nicht berufstätige Eltern einführen.

Wir fürchten, dass diese Politik hier in NRW Unterstützung findet. Herr Ministerpräsident, sie koppeln NRW vom familienpolitischen Zug in Deutschland ab, wenn sie gegen den Rechtsanspruch agieren. "Das wird nichts. Das wäre auch falsch", werden Sie im Focus zitiert. Außerdem haben Sie sich mehrfach gegen die Gebührenfreiheit ausgesprochen.

Bleibt es dabei? Wollen Sie stattdessen das Betreuungsgeld? Unterstützen Sie das Störfeuer aus Bayern? Sie haben heute Gelegenheit das klarzustellen. Wir sind gespannt.

Das Betreuungsgeld muss sich an einem einzigen Kriterium messen lassen, nämlich am Wohl der Kinder. Allen Kindern alle Chancen, das muss das Ziel sein. Um dies zu erreichen, dürfen wir keine falschen Anreize setzen. Und bei dieser Prüfung fällt das Betreuungsgeld durch.

Wir wissen alle: Kinder aus sozial schwächeren Familien können in der Schule und im Leben nicht mithalten, wenn wir sie nicht frühzeitig fördern. Ein Anreiz für ihre Eltern, die Kinder zu Hause zu behalten, ist sozial- und bildungspolitisch verfehlt. Dazu kommt noch das Problem einer jeden direkten Transferleistung: Wie sollen wir sicherstellen, dass das Geld wirklich den Kindern zugute kommt?

Das gleiche gilt für Kinder aus Familien von Migranten. Sollen wir wirklich einen finanziellen Anreiz schaffen, dass bis zum Kindergarten die Chancen für frühe Sprachförderung und Kontakte mit anderen Kindern ungenutzt bleiben? Ich sage: Stattdessen muss dass Hemmschwelle gesenkt werden, der Hort muss beitragfrei werden!

Schließlich ist der Anreiz auch frauenpolitisch verfehlt. Wir wissen alle: Je länger eine Frau aus ihrem Beruf aussteigt, desto schlechter sind ihre beruflichen Chancen im Anschluss. Staatliche Anreize für eine möglichst lange Unterbrechung sind kontraproduktiv.

Schließlich gilt: Ein Betreuungsgeld ist auch sozial ungerecht. Es würde in gleicher Höhe an die Kassiererin von Aldi und die Frau eines Topmanagers ausgezahlt - völlig unabhängig von der sozialen Situation der einzelnen Familie. Das hat nichts mit Gerechtigkeit zu tun.

Also: Ein Betreuungsgeld setzt falsche Impulse. Es ist sozialpolitisch, integrationspolitisch, frauenpolitisch und ganz besonders familienpolitisch falsch. Es dient nicht dem Wohl der Kinder.

Darum appellieren wir an die CDU in NRW und die Landesregierung: Stoppen Sie Stoiber. Wir haben diese aktuelle Stunde beantragt, damit der Landtag von Nordrhein-Westfalen ein gemeinsames Zeichen setzt - in Richtung Berlin und in Richtung Bayern. Wir müssen gemeinsam die Forderungen der CSU und des bayerischen Ministerpräsidenten zurückweisen, die den mühsam gefundenen Kompromiss wieder aufknüpfen wollen. 

Jetzt ist die Chance da, ein gutes Stück voranzukommen auf dem Weg zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf: Die Steuern sprudeln wieder und der Bund bietet uns seine Mithilfe beim Aufbau und bei der dauerhaften Finanzierung von Krippenplätzen an. Das ist neu. Und noch etwas ist neu: Im Konsens aller Parteien ist mit der Einführung des Elterngeldes eine historische Wende eingeleitet worden. 

Wir müssen die Lücke zwischen Elterngeld und Kindergarten schließen, wir brauchen eine verlässliche Betreuungskette ab dem zweiten Lebensjahr. Verlässlich heißt: Die Familien müssen sich wirklich auf die Betreuung verlassen können, sie brauchen wie beim Kindergarten einen Rechtsanspruch. Die Einigung in der Großen Koalition auf einen Rechtsanspruch nach der Ausbauphase ab 2013 war darum dringend nötig. Er muss bis 2009  gesetzlich fixiert werden, um den Familien Sicherheit zu geben - und auch, damit die Kommunen und die Länder entsprechend planen können.

Ich sage es noch einmal: Es gibt eine große, wenn nicht sogar eine historische Chance, dass wir in Deutschland Versäumnisse der letzten Jahrzehnte wettmachen können - Versäumnisse in Bund und Ländern, die wir alle gemeinsam zu verantworten haben. Wir können an europäische Standards anknüpfen. Wir können aufschließen zu Ländern wie Frankreich und Schweden. Wir können etwas dafür tun, dass Frauen wieder mehr Kinder bekommen, weil sie damit nicht mehr ihre wirtschaftliche Existenzbasis gefährden. Diese Chance dürfen wir nicht vertun.

Vielen Dank.
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